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Anweiſung 
Ausführung des Krankenverſicherungsgeſetzes. 


Geſetz vom 10. April 1892. 
(Reichs⸗Geſetzblatt Seite 379.) 


Zur Ausführung des Krankenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
10. April 1892 wird unter Hinweis auf die für Knappſchaftskaſſen erlaſſene beſondere Verfügung und 
vorbehaltlich weiterer Anordnung, ſowie unter Aufhebung aller entgegenſtehenden älteren Vorſchriften 
Folgendes beſtimmt: 


I. Verbände und Behörden. 
(88 44 und 84.) 

: 1. Unter der Bezeichnung: „weiterer Kommunalverband“ ſind ſämmtliche Provinzial⸗ und 
Kreisverbände zu verſtehen, in der Provinz Weſtfalen auch die Aemter, in der Rheinprovinz auch 
die Bürgermeiſte reien, in der Provinz Schleswig⸗Holſtein auch der Lauenburgiſche Kreiskommunal⸗ 
verband, in der Provinz Heſſen⸗Raſſau auch die kommunalſtändiſchen Verbände der Regierungs⸗ 
bezirke Caſſel und Wiesbaden und in den Hohenzollernſchen Landen der Landeskommunalverband 
und die Oberamtsbezirke. 

2. Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
a. die Bezirksausſchüſſe ? 
in Bezug auf die Genehmigung der ſtatutariſchen Beſtimmungen (88 2, 4, 51, 54) 
von Gemeinden und weiteren Kommunalverbänden mit Ausnahme der Provinzial⸗ 
verbände, 
in Bezug auf die Genehmigung von Kaſſenſtatuten (88 23, 24) der Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſen (88 16, 17, 18 und 43) der Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſen (88 59, 60, 
61 und 67 b und c) und der Bau⸗Krankenkaſſen (88 69 ff.), ſoweit es ſich nicht 
um die Feſtſtellung der der Berechnung der Unterſtützungen und Beißräge zu Grunde 
zu legenden Durchſchnittslohnſätze und um die Feſtſetzung verſchiedener Beiträge für 
einzelne Gewerbszweige und Betriebsarten handelt; 
in Bezug auf die Genehmigung der Abänderungen von Statuten dieſer Kaſſenarten (auch 
in den Fällen der 88 48a Abfatz 1 und 64) mit der gleichen Maßgabe; 
in Bezug auf die Schließung und Auflöſung von Orts⸗Krankenkaſſen (88 47 und 48), 
ſoweit es ſich nicht um die Ueberweiſung der Kaſſenmitglieder und die Verwendung 
des Kaſſenvermögens handelt, ſowie in Bezug auf die Ausſcheidung aus gemein⸗ 
ſamen Orts⸗Krankenkaſſen ($ 48) mit derſelben Maßgabe. 


b. die Ober⸗Präſidenten 
in Bezug auf die Genehmigung von ſtatutariſchen Beſtimmungen (88 2, 4, 51 und 54) 
und Beſchlüſſe (S8 12, 14, 43 und 43 a) der Provinzialverbände, ſowie 
in Bezug auf die Gemeinde⸗Krankenverſicherung (58 9, 10 und 13), wenn der Pro⸗ 
a an die Stelle der demſelben angehörenden einzelnen Gemeinden 
geſetzt iſt; 
C. die Regierungs⸗Präſidenten 
für alle übrigen Fälle. 

Im Stadtkreise Verlin tritt an die Stelle des Vezirksausſchuſſes in denjenigen Fällen, 
in welchen es ſich um die Genehmigung von ſtatutariſchen Beſtimmungen (88 2, 4, 51, 54) 
handelt und an die Stelle des Regierungs⸗Präſidenten der Ober⸗Präſident. 

In der Provinz Heſſen⸗Naſſau erſtreckt ſich die Zuständigkeit des Ober⸗Präſidenten in den 
unter b bezeichneten Fällen auf die Angelegenheiten der kommunalſtändiſchen Verbände. 
ne. In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Ober⸗Präſidenten der Regierungs⸗ 
Präfident. 

Für Einrichtungen, welche über den Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde hinaus ſich 
erſtrecken, ift, ſoweit nicht nach den vorſtehenden Beſtimmungen eine andere Verwaltungsbehörde 
eintritt und vorbehaltlich beſonderer Beſtimmungen für einzelne Fälle diejenige höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zuſtändig, in deren Bezirk die betheiligte Anſtalt ihren Sitz hat oder erhalten ſoll. Dies 
gilt auch für die Fälle des 8 5 a Abſatz 2. 

Bei Betriebs- (Fabrik) und Bau⸗Krankenkaſſen, welche ausſchließlich für Betriebe des 
Reichs oder des Staats errichtet werden, hat die höhere Verwaltungsbehörde ihre Anordnungen 
und Entſcheidungen, abgeſehen von den Fällen unter a nach Benehmen mit der den Verwaltungen 
dieſer Betriebe vorgeſetzten Dienſtbehörde zu treffen. Wird eine Uebereinſtimmung nicht erzielt, 
fo iſt die Entſcheidung auszusetzen und an die höheren Inſtanzen zu berichten. 

Bei Betriebs⸗ (Fabrik-) und Bau⸗Krankenkaſſen für Betriebe der Heeres⸗ und der Marine⸗ 
verwaltung, der Reichspoſt⸗ und der Staatseiſenbahn⸗ und Bau⸗Verwaltung werden die Obliegen⸗ 
heiten der höheren Verwaltungsbehörde von den den Verwaltungen dieſer Betriebe vorgeſetzten 
Dienſtſtellen nach Maßgabe der hierüber erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen wahrgenommen. 

Die Entſcheidung über die Genehmigung von Abänderungen der Kaſſenſtatuten ſteht 
jedoch, falls die genannten Behörden die Genehmigung zu ertheilen Bedenken tragen, auch bei 
dieſen Kaſſen dem Bezirksausſchuſſe zu. 

3. Als „untere Verwaltungsbehörde“ (8 1 Abſ. 5) find anzuſehen: 

a. in Städten von mehr als 10 000 Einwohnern, ſowie in denjenigen Städten der 
Provinz Hannover, für welche die revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1858 
gilt, mit Ausnahme der im § 27 Abſ. 2 der Kreisordnung vom 6. Mai 1884 be⸗ 
zeichneten Städte — die Gemeindevorſtände; 

b. im Uebrigen die Landräthe, in den Hohenzollernſchen Landen die Oberamtmänner. 

4. Als „Gemeindebehörde“ gilt in ſelbſtſtändigen Gutsbezirken und Gemarkungen der 
Gutsherr oder der Gemarkungsberechtigte. 

Im Uebrigen iſt unter „Gemeindebehörden“ der Vorſtand der Gemeinde zu verſtehen⸗ 
5 mar ein Kollegium, fo hat er zur Wahrnehmung der Aufficht (Nr. 5) einen Kommiſſar 
zu beſtellen. 

5. Die Aufſicht über die Gemeinde⸗Krankenverſicherung (8 4) führt die Kommunalauf⸗ 
ſichtsbehörde der Gemeinde. 


— 


Die Aufficht über die gemeinſamechemeinde⸗Krankenverſicherung mehrerer Gemeinden (88 12,13) 

ſteht, vorbehaltlich beſonderer Beſtimmung für einzelne Fälle der Aufſichtsbehörde derjenigen 
meinde zu, in deren Bezirk die Verwaltung dieſer Verſicherung ihren Sitz hat, ſofern aber ein 

weiterer Kommunalverband hinſichtlich der Gemeinde⸗Krankenverſicherung an die Stelle der dem⸗ 
jelden angehörenden einzelnen Gemeinden getreten iſt, ſührt die Aufſichtsbehörde über den weiteren 
Kommunalverband die Aufſicht über die gemeinsame Gemeinde⸗Krankenverſicherung deſſelben 
N Die Aufſicht über die Orts⸗Krankenkaſſen für den Bezirk einer Gemeinde (88 16 bis 18) und 
die Aufficht über Betriebs⸗(Fabrit) und Bau⸗Krankenkaſſen (83 59 ff. 88 69 ff) deren Vezirk über den 
Bezirk einer Gemeinde nicht hinausgeht, führen in Gemeinden von mehr als 10 000 Einwohnern 
die Gemeindebehörden, im Uebrigen vorbehaltlich beſonderer Anordnungen in Einzelfällen die 
or mmalauffihtsbehörden. Den letzteren bleibt jedoch überlaſſen, die ihnen hiernach zuſtehende 
Auſſicht in Städten von nicht mehr als 10000 Einwohnern der unteren Verwaltungsbehörde 
(Landraih, Oberamtmann) oder der Gemeindebehörde in der Rheinprovinz und in Weſtfalen für 
Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern in geeigneten Fällen auch dem Bürgermeiſter 
ezw dem Amtmann zu übertragen. Die hierüber erlaſſenen Anordnungen ſind zu veröffentlichen. 

Fur gemeinfame Orts⸗Krankenkaſſen mehrerer Gemeinden ($ 43) und für die Betriebs⸗ 
(Fabrik) und Bau Krankenkaſſen (88 59 ff., 69 ff.), deren Bezirk ſich über den Bezirk einer 
Sensinde hinaus erſtreckt, wird die Aufſichtsbehörde von der höheren Verwaltungsbehörde und, 
en der Kaſſenbezirk ſich über den Bezirk mehrerer höherer Verwaltungsbehörden erſtreckt, vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt. 3 

Die Aufſicht über Betriebs: (Fabrik.) und Bau⸗Krankenkaſſen, welche ausſchließlich für 
Betriebe der Heeres und der Marineverwaltung, der Reichspoſt und der Staatseiſenbahn⸗ und 
Bau⸗Verwaltung errichtet ſind, ſteht nach den hierüber erlaſſenen beſonderen Vorſchriften den 
ieſen Betrieben vorgeſetzten Dienſtbehörden zu. 8 

Die Aufficht über Innungs⸗Krankenkaſſen (8 73) führt die Aufſichtsbehörde der Innung. 

f Die Vorſchriften bezüglich der Aufſicht über die Knappſchaftskaſſen (8 74) und die Vor⸗ 

ſchriſten bezüglich der Aufſicht über diejenigen eingeſchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher 
Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen, für welche ein Zwang zum Beitritt nicht beſteht ($ 75) 
leiben unberührt 


II. Feſtſtellung des Maßzſtabs für die Krankenverſicherung und die Beiträge. 


6. Die Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter (S 8) erfolgt 
durch den Regierungs Präsidenten nach Maßgabe der hierfür erlaſſenen beſonderen Vorſchriften. 
Die Feſtſetzung iſt von Zeit zu Zeit, namentlich bei Eintritt erheblicher Veränderungen der Lohn⸗ 
Che, jedenfalls aber von zehn zu zehn Jahren zu revidiren. Ergeben ſich hierbei Veränderungen, ſo 
itt bei deren Veröffentlichung darauf hinzuweiſen, von welchem Zeitpunkt ab die ſot veränderten 
Satze zu Grunde zu legen ſind. Werden Gemeinden oder Theile einer Gemeinde mit einer 
anderen Gemeinde vereinigt und beſteht in den betheiligten Gemeinden eine verſchiedene Feſtſetzung 
des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter, ſo hat der Regierungs⸗Präſident nach er⸗ 
ſolgter Vereinigung die Höhe des ortsüblichen Tagelohns für den ganzen Umfang des neuen 
emeindebezirks neu feſtzuſetzen. 77 

7. Der durchſchnittliche Tagelohn (88 20, 64, 72, 73) derjenigen Klaſſen von Perſonen, 
welche in Drts-, Betriebs-, (Fabrik), Baus oder Innungs⸗Krankenkaſſen verſichert ſind oder ver⸗ 
chert werden ſollen, iſt bei Einreichung und Prüfung der Statuten dieſer Kaſſen jedesmal 
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beſonders anzugeben und vom Regierungs⸗Präſidenten ſeſtzuſetzen; eine Reviſion findet wie bei 
dem ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter ſtatt. 


III. Statutariſche Beſtimmungen. 


8. Statutariſche Beſtimmungen über die Ausdehnung der Beitrittsberechtigung zur Ge: 
meinde⸗Krankenverſicherung (8 4 Abſ. 2), über die Erſtreckung der Verſicherungspflicht (58 2, 54) 
oder über die Befreiung der Arbeitgeber von der Beitragspflicht (8 51) ſind mit den für die 
Prüfung der ordnungsmäßigen Beſchlußfaſſung erforderlichen Unterlagen durch Vermittelung der 
Aufſichtsbehörde dem Bezirksausſchuſſe (oder dem Ober⸗Praſidenten, vergl. Nr. 2 Abſatz 1 lit. b, 
Abſ. 2 und 3) einzureichen. 

Dieſe Beſtimmungen müſſen eine genaue Bezeichnung derjenigen Klaſſen von Perſonen, 
auf welche fie Anwendung finden ſollen, und des örtlichen Umfangs ihrer Geltung enthalten. 

Handelt es ſich um die Erſtreckung der Verſicherungspflicht auf unſtändige Arbeiter (8 2 
Ab. 1 Ziffer 1) oder auf Hausgewerbetreibende (8 2 Abſ. 1 Ziffer 4), ſo muſſen die ſtatutariſchen 
Beſtimmungen ferner enthalten 

a) die Beſtimmung darüber, wem die Anmeldung und Abmeldung der durch die 

ſtatutariſche Beſtimmung der Verſicherungspflicht unterſtellten Perſonen, ſoweit dieſelben 
zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder zu einer Orts⸗Krankenkaſſe gehören (8 49), 
obliegt und die näheren Beſtimmungen über die Anmeldung und Abmeldung; 
b) die Beſtimmung darüber, wer zur Einzahlung der ſtatutenmäßigen Kaſſenbeiträge 
verpflichtet iſt 8 2 Abſ 2 und 8 54); 

e) die Beſtimmung darüber, ob die Arbeitgeber verpflichtet ſind, die Kaſſenbeiträge die 
der Verſicherungspflicht unterftellten Perſonen zu einem Drittel (oder zu wieviel weniger) 
aus eigenen Mitteln zu leiſten (§ 51 Abi. 1). 

9. Vor Ertheilung der Genehmigung wird zu erwägen ſein, ob nach dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen der Behörde die in der ſtatutariſchen Beſtimmung vorgeſehenen Maßnahmen eine zuver; 
läſſige Kontrole über das Eintreten in die Verſicherung und über das Verbleiben in derſelben 
ermöglichen, oder ob die Erſtreckung der Verſicherungspflicht auf ſämmtliche oder einzelne der in 
der ſtatutariſchen Beſtimmung genannten Klaſſen von Perſonen gerechtfertigt erſcheint. 

N Iſt dies nicht der Fall, ſo kann die Genehmigung verſagt werden. Dagegen würde es 
der Abſicht des Geſetzgebers nicht entſprechen, die Genehmigung der ſtatutariſchen Beſtimmung 
deshalb zu verſagen, weil nach Anficht der Behörde noch auf andere in der ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mung nicht aufgeführte Klaſſen von Perſonen die Verſicherungspflicht zu erſtrecken fein würde. 

Falls die ſtatutariſche Beſtimmung Arbeitgeber von der Beitragspflicht befreit (§ 51). 
wird zu prüfen ſein, ob und inwieweit nach pflichtmäßigem Ermeſſen der Behörde die Befreiung 
der Arbeitgeber nicht gerechtfertigt erſcheint. 

10. Innerhalb zwei Wochen nach der Zuſtellung findet gegen den Beſcheid des Bezirks 
ausſchuſſes die Beſchverde an den Provinzialrath und gegen den Veſcheid des Ober⸗Präſidenten 
(vergl. Nr. 2 Abſ. I lit. b Abſ. 2 und 3) die Beſchwerde an die Miniſter des Innern und für 
Handel und Gewerbe ſtatt. 


IV. Gemeinde⸗Krankenverſicherung. 


i 11. Gemeindebeſchlüſſe, welche eine Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Höhe der Beiträge oder über das Maß der Unterſtützungen bezwecken (88 9, 10), ſowie die nach 
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$ 10 Abſ. 3 erlaſſenen Verfügungen des Regierungs⸗Präſidenten find auf die für die Vekannt⸗ 
machungen der Gemeindebehörde vorgeſchriebene oder ortsübliche Weiſe zu veröffentlichen. In 
eicher Weiſe bedürfen der Veröffentlichung die Gemeindebeſchlüͤſſe auf Grund des § 6a über die 
Einführung des Mahnverfahrens, Feſtſetzung und Abänderung der Mahngebühren (88 55 Abf. 3), 
ſowie die Feſtſetzungen der Gemeinde⸗Krankenverſicherung über die Höhe und die Erhebung der 
Zuſatzbeiträge (§ 9 Abi. 1). 

1 Gemeindebeſchlüſſe, welche Vorſchriften über die Krankenmeldung, über das Verhalten der 
Kranken und über die Krankenaufſicht enthalten (§ Ga Abſ. 2), oder die daſelbſt zugelaſſenen 
Ordnungsſtrafen androhen, ſind mit den erforderlichen Nachweiſen über das ordnungsmäßige 
Zuſtandekommen dieſer Beſchlüſſe der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 

Der Inhalt der Beſchlüſſe darf nicht über das Maß des Nothwendigen hinausgehen. Die 

Genehmigung kann nach Ermeſſen verſagt werden. 
! Soll nach Gemeindebeſchluß der Einleitung des Beitreibungsverfahrens für Rückſtände 
ein Mahnverfahren vorangehen und in letzterem die Erhebung einer Mahngebühr zugelaſſen 
werden, ſo iſt der Betrag der Mahngebühr durch Gemeindebeſchluß feſtzuſetzen. Dieſe Feſtſetzung 
bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde (8 55). Die Genehmigung iſt insbeſondere dann zu 
verſagen, wenn und ſoweit die Mahngebühren über diejenigen Beträge hinausgehen, welche in 
a der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von, Geld⸗ 
beiträgen vom 7 September 1879 (Geſ⸗Samml. ©. 591), angehängten Gebührentarif unter 1 
ſeſtgeſetzt worden find. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung, ſofern ein weiterer 
Kommunalverband hinſichtlich der Gemeinde⸗Krankenverſicherung an die Stelle der denſelben an⸗ 
gehörenden einzelnen Gemeinden geſetzt worden iſt (vergl. Ziffer 12 Abſ. 2 und Ziffer 13). 

Mes. 12. Uebereinſtimmende Beſchlüſſe mehrerer Gemeinden über Einführung gemeinſamer 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung ($ 12) find dem Regierungs⸗Präfidenten mit den zur Prüfung 
Über die Ordnungsmäßigkeit der Beſchlußfaſſung erforderlichen Unterlagen einzureichen. 
5 Solche Beſchlüſſe ſind in der Regel zu genehmigen, wenn dieſelben rechtsgültig gefaßt 
ſind, ausreichende Beſtimmungen über die Verwaltung der gemeinſamen Gemeinde⸗Kranken⸗ 
derfiherung enthalten und einen Eingriff in andere derartige Einrichtungen nicht beſorgen laſſen. 
Daſſelbe gilt für Beſchlüſſe weiterer Kommunalverbände, durch welche dieſe an die Stelle ihnen 
angehöriger Gemeinden geſetzt werden, oder durch welche für Gemeinden eine gemeinſame Gemeinde⸗ 
rankenverſicherung eingeführt wird. Im letzteren Falle ſind vor der Entſcheidung die betheiligten 
emeinden zu hören. 

2 Sofern Vorſchriften gemäß 8 6a Abſ. 2 aufgenommen werden oder die Höhe der Mahn⸗ 
gebühren in den Verwaltungsbeſtimmungen feſtgeſetzt wird, hat die Aufſichtsbehoörde bei Ueber⸗ 
reichung der Beſchlüſſe anzugeben, ob gegen den Inhalt der nach Maßgabe des § ba Abf. 2 
getroffenen Vorſchriften bezw. gegen die Höhe der Mahngebühren Bedenken zu erheben ſtad (vergl. 
3 11 Abſ. 2 bis 4). 
| Dem Antrage einer Gemeinde auf Vereinigung mit benachbarten Gemeinden zu gemein⸗ 
amer Gemeinde⸗Krankenverſicherung hat der Regieruugs⸗Präſident in der Regel ſtattzugeben, ſobald 

ie Vorausſetzungen des $ 13 erfüllt find und ein Eingriff in andere derartige Einrichtungen 
nicht zu beſorgen iſt. Vor Erlaß der Anordnung ſind diejenigen Gemeinden, mit welchen die 
eantragende Gemeinde vereinigt werden ſoll, über die Vereinigung, und alle betheiligten Ge⸗ 
meinden unter Vorlegung eines bezüglichen Entwurfs über die für die Verwaltung der gemeinſamen 
emeinde Krankenverſicherung zu erlaſſenden Beſtimmungen zu hören. Erachtet der Regierungs⸗ 
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Präfident für zweckmäßig, daß ein weiterer Kommunalverband für die Gemeinde Krankenverſicherung 
der ihm angehörenden Gemeinden an die Stelle der letzteren trete (S 13 Abſ. 2), ſo ſind nicht 
die Gemeinden, ſondern der weitere Kommunalverband zu hören. 

Die von dem Regierungs⸗Präſidenten nach Abſatz 1 und 3 erlaſſenen Verfügungen und 
Anordnungen find den betheiligten Gemeinden und Verbänden zuzuſtellen. Innerhalb vier 
Wochen nach der Zuſtellung iſt Beſchwerde an die Miniſter des Innern und fir Handel und 
Gewerbe zuläſſig. Endgültige Anordnungen über die gemeinſame Gemeinde Krankenverſicherung 
ſind auf die für die betheiligten Gemeinden und weiteren Kommunalverbände vorgeſchriebene oder 
übliche Weiſe zu veröffentlichen. 

Die Auflöſung beſtehender Vereinigungen zu gemeinſamer Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
($ 14) iſt nur dann zu genehmigen, wenn veränderte Umſtände oder die durch Erfahrung ge: 
wonnene richtigere Beurtheilung der Verhältniſſe die Ueberzeugung begründen, daß durch die 
Auflöſung eine zweckmäßigere Ausführung des Geſetzes ermöglicht wird. Für das Verfahren und 
die Veröffentlichung gelten die bei Errichtung der gemeinſamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
maßgebenden Beſtimmungen. 

In welchen Fällen an die Stelle des Regierungs⸗Präſidenten der Ober⸗Präſident tritt, 
ergiebt ſich aus Nr. 2 Abſ 1 lit. b. Abſ. 2 und 3. 

13. Ein weiterer Kommunalverband iſt nur dann als Träger der gemeinſamen Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung anzuſehen, wenn er für die Gemeinde⸗Krankenverſicherung an die Stelle aller 
ihm angehörenden Stadt und Landgemeinden — einſchließlich der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke tritt. 
Sofern nur ein Theil der dem weiteren Kommunalverband angehörenden Gemeinden (3. B. nur 
die ländlichen Gemeinden und Gutsbezirke) zu gemeinſamer Krankenverſicherung vereinigt werden, | 
fo kann zwar die nach 8 12 Abſatz 4 einzurichtende beſondere Verwaltung der gemeinfamen | 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung den Organen des weiteren Kommunalverbandes übertragen werden, 
falls die Vertretung des letzteren dies beſchließt; die Verwaltungskoſten, ſowie die im Bedürfniß⸗ | 
falle die zu leiſtenden Vorſchüſſe (§8 9 Abſ. 4) find dann aber auf die betheiligten Gemeinden 
allein zu vertheilen und nicht etwa als Laſten des weiteren Kommunalverbandes unter Mitheran⸗ 
ziehung der an der gemeinſamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung nicht betheiligten Gemeinden auf⸗ 
zubringen. Hierbei iſt es unerheblich, ob die Gemeinde Krankenverſicherung in einzelnen oder 
allen zu vereinigenden Gemeinden ausſchließlich oder nur neben anderweiter Kaſſeneinrichtungen 
Platz greifen fol. 

14. Der Jahresabſchluß und die Ueberſichten (S 9 Abi 3) find durch Vermittelung der 
Aufſichtsbehörde in der vorgeſchriebenen Friſt dem Regierungspräſidenten oder dem Oberpräſidenten 
(vergl. Nr. 2 Abſ. 1b. Abſ. 2, 3) einzureichen. Dabei find die Beſtimmungen des Bundesraths maßgebend. 

Die Aufſichtsbehörde hat für die Beachtung der Friſten Sorge zu tragen. | 

Für die Befugniſſe und Obliegenheiten der Aufſichtsbehörde gelten die allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Stellung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde gegenüber den Kommunalverbänden. 


V. Orts⸗Krankenkaſſen. 
a. Beſchlüſſe und Anordnungen über die Errichtung. 


15. Gemeindebehörden, welche innerhalb des Gemeindebezirks Orts⸗Krankenkaſſen für 
einzelne oder mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten errichten wollen ($ 16 Abj. 1 bis 3) 
haben hierbei nach Nr. 20 ff. zu verfahren. Falls jedoch eine gemeinſame Orts⸗Krankenkaſſe für 
ſolche Gewerbszweige oder Betriebsarten in Ausſicht genommen wird, in deren einem hundert oder 
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mehrere verſicherungspflichtige Perſonen beſchäftigt find ($ 16 Abi. 4 fo hat die Gemeindebehörde 
zunächſt den letzteren von dieſer Abſicht durch einmalige ortsübliche Bekanntmachung mit dem Be⸗ 
merken Kenntniß zu geben, daß von ihnen gegen die Errichtung der gemeinſamen Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſe binnen einer zu beſtimmenden Friſt Widerſpruch erhoben werden könne. Wird rechtzeitig Wider⸗ 
ſpruch erhoben, ſo hat die Gemeindebehörde die Entſcheidung des Regierungs⸗Präſidenten einzuholen. 
f 16. Den Gemeinden bleibt überlaſſen, wegen Errichtung gemeinſamer Orts⸗Krankenkaſſen 
für mehrere Gemeinden (8 43 Abi. 1) mit anderen Gemeinden ſich in Verbindung zu ſetzen oder 
einen entſprechenden Antrag an den weiteren Kommunalverband zu richten. 

Wollen mehrere Gemeinden für ihre Bezirke gemeinſame Orts Krankenkaſſen errichten, ſo 
haben ſie die hierüber gefaßten übereiſtimmenden Beſchlüſſe mit denjenigen Unterlagen, welche die 
Prüſung der ordnungsmäßigen Beſchlußfaſſung ermöglichen, durch Vermittelung der Aufſichtsbehörde 
dem Regierungs⸗Präſidenten einzureichen. 

In gleicher Weiſe ſind die Beſchlüſſe weiterer Kommunalverbände, durch welche die 
Errichtung gemeinſamer Orts⸗Krankenkaſſen für ihre Bezirke oder für Theile derſelben angeordnet 
wird (8 43 Abſ. 2), dem Regierungs⸗Präſidenten (oder dem Oberpräſidenten, verg. Nr. 2 Abi. 1 
lit. b. Abſ. 3) zur Genehmigung einzureichen. Dieſen bleibt überlaſſen, zunächſt den betheiligten 
Gemeinden zu einer Aeußerung über die beabſichtigte Errichtung Gelegenheit zu geben. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

a. wenn die Beſchlüſſe nicht ordnungsmäßig zu Stande gekommen find, 

b. wenn der Inhalt derſelben den Beſtimmungen des § 43 Abſ 4 nicht genügt, 

e wenn der Bezirk der gemeinſamen Orts Krankenkaſſe auf Orte ausgedehnt iſt, worin für 
die zugehörigen Gewerbszweige oder Betriebsarten Orts⸗Krankenkaſſen vorhanden find 
und nicht gleichzeitig deren Auflöſung herbeigeführt werden kann. 

Die Wahrnehmung der Obligenheiten der Gemeindebehörden (8 43 Abſ 4) kann auch an 

andere Behörden als Gemeindebehörden übertragen werden. 

17. Der Beſcheid iſt, falls Widerſpruch erhoben iſt oder die Genehmigung verſagt wird, 
mit Gründen zu verſehen und den Antragſtellern, ſowie denjenigen Gemeinden, welche Widerſpruch 
erhoben haben, gegen Zuſtellungsurkunde mitzutheileu Die Beſchwerde iſt innerhalb 4 Wochen 
nach der Zuſtellung an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu richten. 

13 Wird von Betheiligten die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe beantragt (8 17 
Abſ. 1, 2), ſo hat der Regierungs⸗Präſident, ſofern der Antrag nicht von vornherein ungerecht⸗ 
fertigt erſcheint, die Einleitung von Verhandlungen über die Errichtung der Kaſſe anzuordnen. 
Die Anordnung hat diejenigen Gewerbszweige oder Betriebsarten zu bezeichnen, auf welche bei 
den Verhandlungen zunächſt Rückſicht zu nehmen iſt, und zu beſtimmen, in welcher Weiſe den 
Beihelligten Gelegenheit zur Aeußerung zu geben iſt und wie die Verhandlungen zu führen find, 

Ueber die Erledigung dieſes Auftrages hat die Gemeindebehörde zu berichtentund dabei 
anzuzeigen, wieviel verſicherungspflichtige Perſonen und Ar beitgeber in den einzeln betheiligten 
Gewerbszweigen vorhanden und wie viele von denſelben mit Einſchluß der der Antragſteller dem 
Antrage beigetreten ſind. 

Der Regierungs⸗Präſident prüft, ob nach den Erklärungen der Gemeindebehörde und der 
Betheiligten die Errichtung der Kaſſe für alle oder für einzelne der bezeichneten Gewerbszweige 
oder Betriebsarten zweckmäßig und zuläſſig iſt, veranlaßt in letzterem Falle, ſofern dies erforderlich 
iſt, weitere Verhandlungen über die Errichtung einer gemeinſamen Orts ⸗Krankenkaſſe für diejenigen 
Gewerbszweige und Betriebsarten, bei welchen die geſetzlichen Vorausſetzungen hierfür vorhanden 
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ſind, und trifft demnächſt darüber Anordnung, für welche Gewerbszweige oder Betriebsarten eine 
Orts⸗Krankenkaſſe zu errichten ift. 

19. Der die Errichtung einer Orts Krankenkaſſe anordnende Beſcheid muß unter Hinweis 
auf 8 17 Abſ. 4 eine Friſt für die Einreichung des Statuts beſtimmen. Die Friſt beginnt, ſo⸗ 
bald die Anordnung rechtskräftig geworden iſt. Der Beſcheid iſt unter Benachrichtigung der 
Antragſteller und der Auffichtsbehörde gegen Zuſtellungsurkunde der Gemeindebehörde mitzutheilen. 
Die Beſchwerde findet binnen 4 Wochen nach der Zuſtellung an den Miniſter für Handel und 
Gewerbe ſtatt. Wird binnen der geſetzten Friſt ein nach Anhörung der Betheiligten erlaſſenes, 


den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechendes Statut für die Orts⸗Krankenkaſſe dem Regierungs⸗ 


Präſidenten nicht eingereicht, ſo eröffnet der Letztere der Gemeindebehörde und den Antragſtellern 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Aufſichtsbehörde, daß bis zur Erfüllung jener Verpflichtung 
von denjenigen Perſonen, für welche die Errichtung der Orts⸗Krankenkaſſe angeordnet worden iſt, 
Beiträge zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung nicht zu erheben ſind. 

Wird die Errichtung einer Orts⸗Krankenkaſſe von dem Regierungs⸗Präſidenten oder auf 
erhobene Beſchwerde abgelehnt, ſo werden die Antragſteller und die Gemeindebehörde hiervon in 
Kenntniß geſetzt. 


b. Verfahren bei der Einrichtung. 


20. Wenn von einer Gemeinde, von mehreren Gemeinden oder für einen weiteren 
Kommunalverband eine Orts⸗Krankenkaſſe errichtet werden ſoll, ſo hat die Gemeindebehörde oder 
diejenige Behörde, welcher für gemeinſame Orts⸗Krankenkaſſen mehrerer Gemeinden die Obliegen⸗ 
heiten der Gemeindebehörde übertragen ſind, durch einen Kommiſſar ein Kaſſenſtatut entwerfen 
zu laſſen. Zur Erklärung über den Entwurf haben in der Regel die bei der Kaſſe betheiligten 
verſicherungspflichtigen Perſonen und deren Arbeitgeber, welche zu dieſem Zweck auf ortsübliche 
Weiſe zu laden ſind, unter Leitung des Kommiſſars die von demſelben zu beſtimmende Zahl 
von Vertretern zu wählen. Werden Vertreter gewählt, ſo ſind die Verhandlungen mit dieſen 
unter Ausſchluß der übrigen Betheiligten zu führen; iſt die angeordnete Wahl von Vertretern 
nicht erfolgt, oder iſt von den Betheiligten eine ſachgemäße Aeußerung nicht zu erlangen, ſo iſt 
von weiteren Verhandlungen Abſtand zu nehmen. 

Die Gemeindebehörde überſendet die aufgenommenen Verhandlungen, eine Ueberſicht 
über die Anzahl der in den einzelnen Gewerbszweigen oder Betriebsarten, für welche die Kaſſe 
errichtet werden ſoll, im Kaſſenbezirk beſchäftigten (§ 5a) verſicherungspflichtigen Perſonen, ein 
Verzeichniß der in dem Gemeindebezirk beſtehenden Orts⸗Krankenkaſſen, ſowie den Statutenentwurf, 
und zwar letzteren in zwei Exemplaren, mittelſt Berichts an die Kommunalaufſichtsbehörde, welche, 
ſoweit ſie nicht ſelbſt als höhere Verwaltungsbehörde zu fungiren berufen iſt, die Sache an den 
Regierungs⸗Präſidenten weitergiebt. 

Der Bericht muß 

a. die gegen den Entwurf erhobenen Widerſprüche erläutern und angeben, inwiefern 
dieſelben berückſichtigungswerth erſcheinen; 

b. ſofern nicht die Beiträge und Unterſtützungen nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt 
der einzelnen Verſicherten feſtgeſetzt find ($ 26a Abſ. 2 Ziffer 6), unter Beachtung 
der für die Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter getrof⸗ 
fenen Beſtimmungen, eine Nachweiſung über den durchſchnittlichen Tagelohn der in 
den betheiligten Gewerbszweigen oder Betriebsarten beſchäftigten Perſonen oder, 
falls nach dem Statutenentwurf die Beiträge und Unterſtützungen nach Klaſſen 
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abgeſtuft werden ſollen, eine Nachweiſung über den durchſchnittlichen Tagelohn 
dieſer Klaſſen enthalten; 


c. falls im Statut Zuſatzbeiträge für Familienunterſtützung feſtgeſetzt find (§ 22 Abi. 2), 
über deren Angemeſſenheit, ſofern aber bei gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſen die 
Höhe der Beiträge für die einzelnen Gewerbszweige oder Betriebsarten verſchieden 
bemeſſen iſt (§ 22 Ab. 3), zugleich auch über die Zuläſſigkeit und Zweckmäßigkeit 
dieſer Feſtſetzungen ſich äußern; 

d. anzeigen, ob der Kaſſe außer den Beiträgen ſonſtige Einnahmen zur Verfügung ſtehen; 


e. vorſchlagen, mit welchem Zeitpunkt die Kaſſe mit Rückſicht auf den Haushalt der 
bereits beſtehenden Kaſſen, bei denen die betreffenden Perſonen bisher verſichert 
waren, in Kraft treten ſoll. 


Sofern Vorſchriften über Krankenmeldung u. ſ. w. (§ 26 à Ziffer 2 a) in das Statut 
aufgenommen find, oder die Höhe der Mahngebühren im Statut feſtgeſetzt ift (8 55 Abſ. 3), 
at die Aufſichtsbehörde gleichzeitig anzugeben, ob gegen den Inhalt der Vorſchriften oder die 
ohe der Mahngebühren Bedenken zu erheben find (vergl. Nr. 11 Abſatz 2—4). 


21. Dem Regierungs⸗Präſidenten bleibt überlaſſen, zunächſt weitere Ermittelungen 
anzuſtellen. Derſelbe ſetzt ſodann den durchſchnittlichen Tagelohn der Kaſſenmitglieder, falls 
nach demſelben die Beiträge und Unterſtützungen bemeſſen werden ſollen, unter Berückſichtigung 
ber etwa aufgeſtellten Klaſſen feſt und befindet über die Genehmigung einer etwaigen verſchiedenen 
Bemeſſung der Höhe der Beiträge für einzelne Gewerbszweige oder Betriebsarten (§ 22 Abſ. 3), 
ſowie darüber, ob im Falle des § 18 die Errichtung der Kaſſe zu geſtatten iſt, ſofern hierüber 
nicht ſchon vorher eine Entſchließung ergangen fein ſollte. Beſtehen über die Zuläſſigkeit und 
Fweckmäßigkeit einer verſchiedenen Bemeſſung der Kaſſenbeiträge (8 22 Abſ. 3), ſowie über das 

erhältniß der Beiträge der einzelnen Gewerbszweige und Betriebsarten zu einander Zweifel, 
0 iſt eine ſachverſtändige Prüfung anzuordnen. Erſcheint nach dem Ergebniß dieſer Erwägungen 
die Errichtung der Kaffe unzuläſſig (8 18) oder find die Beſtimmungen des Statuts über die 
gerſchiedene Bemeſſung der Beiträge (5 22 Abf. 3), zu beanſtanden, jo hat der Regierungs⸗ 
„äfibent den Statutenentwurf zurückzugeben; andernfalls hat er die Verhandlungen mit einer 
ntſprechenden Erklärung zur Genehmigung des Kaſſenſtatuts an den Bezirksausſchuß abzugeben. 


de 22. Der Bezirksausſchuß prüft zunächſt, ob die in dem Statutenentwurf vorgeſehene 
io meſſung der Beiträge der Anforderung des § 22 Abſ. 1 entſpricht. Entſtehen Zweifel hierüber, 
ſo iſt eine fachverftändige Prüfung anzuordnen. 


Je nach dem Ergebniß der ſachverſtändigen Prüfung hat der Bezirksausſchuß nlich Maß⸗ 
gabe des § 30 über die Genehmigung des Kaſſenſtatuts zu beſchließen. 


ti Bei der Beſchlußfaſſung wird auch zu prüfen fein, ob der Gemeindebeſchluß über die Er⸗ 
achtung der Orts⸗Krankenkaſſe gültig zu Stande gekommen iſt, z. B. ob bei Orts⸗Krankenkaſſen 
Städten die Stadlverordnetenverſammlung bei der Beſchlußfafſung über die Errichtung der 
It mitgewirkt hat. 


erllej Gegen den Beſchluß, durch welchen die Genehmigung verſagt oder nur unter Bedingungen 
geilt wird, findet innerhalb zwei Wochen das Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Zuſtändigkeit 
der Inſtanzenzug werden durch Königliche Verordnung geregelt. 


da AU 


23. Endgültige Beſchlüſſe des Regierungs⸗Präſidenten bezw. der Gemeinde find für den 
Bezirks⸗Ausſchuß inſoweit bindend, als es ſich um die Feſtſetzung des durchſchnittlichen Tagelohns, 
feine Abſtufungen (8 20), die Genehmigung einer verſchiedenen Bemeſſung der Beiträge für die 
verſchiedenen Gewerbszweige oder Betriebsarten (8 22 Abſ. 3) und um die Zuweiſung weiterer 
Gewerbszweige und Betriebsarten (58 18a, 43 a, 47 Abſ. 6) handelt. | 


Das Verfahren ift möglichft zu beſchleunigen. Binnen ſechs Wochen nach Eingang des 
Antrags iſt der Gemeindebehörde wenigſtens ein vorläufiger Beſcheid zu ertheilen, falls die end⸗ 
gültige Erledigung noch nicht angängig war. Wird die Genehmigung ertheilt, ſo iſt das Kaſſen⸗ 
ſtatut auszufertigen, mit dem Genehmigungsvermerke zu verſehen und dem Regierungs⸗Präſidenten 
zur weiteren Veranlaſſung zu überſenden. 


c, Berfahren nach Genehmigung des Kaſſenſtatuts. 


24 Nach Genehmigung des Kaſſenſtatuts hat der Regierungs⸗Präſident den Zeitpunkt, 
mit welchem die Kaffe ins Leben tritt, feſtzuſetzen und das Kaſſenſtatut der Aufſichtsbehörde mit 
dem Auftrage zuzuſtellen, wegen der Vorbereitungen für das Inslebentreten der Kaſſe das Weitere 
zu veranlaſſen. 


Die Aufſichtsbehörde ernennt hierzu einen Kommiſſar Derſelbe hat, wenn die General⸗ 
verſammlung der Kaſſe nach den Beſtimmungen des Statuts aus Vertretern beſteht, deren Wahl 
herbeizuführen und dazu die Wahlberechtigten zu laden. Die Wahl iſt geheim und findet für 
Arbeitgeber und Verſicherte, ſowie dann, wenn nach dem Statut die Vertreter von verſchiedenen Ab⸗ 
theilungen zu wählen ſind, in getrennten Wahlverhandlungen ſtatt; ſie iſt nach Maßgabe der 
ſtatutariſchen Beſtimmungen von dem Kommiſſar zu leiten; über dieſelbe wird ein Protokoll auf⸗ 
genommen. Lehnen die Gewählten die Annahme der Wahl ab, ſo findet eine Wiederholung der⸗ 
ſelben ſtatt Wird die Wahl durch die Verſicherten verweigert ($ 39), ſo hat die Auffichtsbehörde 
auf Vorſchlag des Kommiſſars deren Vertreter zur Generalverſammlung zu ernennen. 


25. Der Kommiſſar beruft zur erſten Generalverſammlung ihre ſämmtlichen Mitglieder 
auf die in dem Statute vorgeſchriebene Weiſe. In dieſer Verſammlung wird die Wahl des 
Kaſſenvorſtandes vorgenommen. Seine Mitglieder wählen die Kaſſenmitglieder und Arbeitgeber 
getrennt in geheimer Wahl. Letzteren bleibt, falls das Statut nichts darüber beſtimmt, überlaſſen, 
ob ſie die ihnen zuſtehende Anzahl von Stimmen im Vorſtande durch einen oder durch mehrere 
Vertreter, von denen aber jeder mindeſtens eine Stimme haben muß. führen wollen Die Ber 
handlung wird von dem Kommiſſar nach Maßgabe der ſtatutariſchen Beſtimmungen geleitet, über 
dieſelbe wird ein Protokoll aufgenommen. Lehnen die Gewählten die Wahl ab, ſo findet eine 
Wiederholung derſelben ſtatt. Wird die Wahl von den Verſicherungspflichtigen oder deren Ver⸗ 
tretern verweigert, oder kommt die Generalverſammlung nicht zu Stande, fo ernennt die Aufſichts“ 
behörde auf Vorſchlag des Kommiſſars die Vertreter der Kaſſenmitglieder zum Vorſtand. 


Nach Beendigung der Verhandlungen hat der Kommiſſar der Aufſichtsbehörde von dem 
Ergebniß, insbeſondere von der Zuſammenſetzung des Vorſtandes Anzeige zu machen. 
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d. Aufſicht. 

26. Die Auſſichtsbehörde hat über die Perſonen, welche als Mitglieder des Kaſſenvor⸗ 
ſtandes angemeldet find, ein Verzeichniß zu führen und nach Maßgabe der angemeldeten Ver⸗ 
änderungen fortlaufend richtig zu halten. Entſtehen über die Richtigkeit der nach 8 34 Abi. 2 
zu erſtattenden Anzeigen Zweifel, fo hat die Aufſichtsbehörde den Sachverhalt feſtzuſtellen. In 
die Verzeichniſſe der Vorſtandsmitglieder iſt Jedermann Einſicht zu gewähren. Auf Grund der⸗ 
ſelben find die im 8 35 Abſ. 2 erwähnten Beſcheinigungen auszuſtellen. 


27. Von der Ermächtigung, die Befugniſſe und Obliegenheiten der Kaſſenorgane durch 
ernannte Vertreter auf Koſten der Kaſſe wahrzunehmen, ſo lange der Vorſtand oder die General⸗ 
verſammlung nicht zu Stande gekommen iſt oder die Kaſſenorgane die Erfüllung ihrer geſetzlichen 
oder ſtatutenmäßigen Obliegenheiten verweigern ($ 45), hat die Aufſichtsbehörde regelmäßig 
Gebrauch zu machen. 


28. Die Aufſichtsbehörde hat nach ihrem Ermeſſen regelmäßige Reviſionen, außerdem 
aber in jedem Jabre mindeſtens eine außerordentliche Reviſton aller Kaſſeneinrichtungen und der 
Kaſſe vorzunehmen, für die Abstellung der vorgefundenen Mängel Sorge zu tragen, nach Befinden 
die Beſtrafung der Schuldigen herbeizuführen, nach Maßgabe des 8 42 den Zinsfuß für die bis 
zur Erſtattung veruntreuter Kaſſengelder eintretende Verzinſung zu beſtimmen und die Zinsbeträge 
von den Schuldnern nach 8 45 beizutreiben. Bei den Revisionen iſt darauf zu achten, daß vers 
fügbare Beſtände auf die zugelaſſene Art zinsbar angelegt werden. 


Ergiebt ſich bei den Reviſtonen oder ſonſt, daß das Kaſſenſtatut abzuändern (88 33, 
48 a) oder die Schließung der Kaſſe (8 47) in Erwägung zu ziehen ift, fo hat die Aufſichtsbehörde 
em Regierungs-Präſidenten ſofort hierüber Bericht zu erſtatten. Das weitere Verfahren richtet 
fi) nach Nr. 36, 37, 42. 

29. Für die im 8 41 bezeichneten Ueberſichten und Abſchlüſſe ſind die hierüber erlaſſenen 
Vorſchriften des Bundesratchs maßgebend. 


Die Auſſichtsbehörhe hat für die rechtzeitige Einlieferung Sorge zu tragen und diefelben 
mit den etwa erforderlichen Erläuterungen demnächſt dem Regierungs⸗Präſidenten einzureichen. 
Dieſer hat an der Hand der Nachweiſungen zu prüfen, ob nach dem jeweiligen Vermögensſtande 
für eine Kaſſe das Eintreten der Inſolvenz zu befürchten iſt. Iſt dies der Fall, fo find unverzüglich 
Anordnungen zur Herſtellung des Gleichgewichts zwiſchen den Einnahmen und Ausgaben der Kaſſe 
zu treffen. Kann dies namentlich auch durch eine entſprechende Erhöhung der Beiträge oder 
Herabminderung der Leiſtungen auf dem im 8 33 vorgeſehenen Wege nicht erreicht werden, ſo iſt 
die Schließung der Kaſſe ſo zeitig herbeizuführen, daß der Fall der Inſolvenz thunlichſt ver⸗ 
mieden wird. 

Ueberſchreitet die Zahl der Mitglieder einer Kaſſe, deren Generalverfammlun nach dem 
Statute nicht aus Vertretern beſteht, im Verlauf ihres Beſtehens die Zahl 500, ſo hat die Auf⸗ 
ſichtsbehörde eine der Vorſchrift des 8 37 Abſ. 2 entſprechende Abänderung des Statuts herbei⸗ 
zuführen. Verſagt die Generalverſammlung ihre Mitwirkung, ſo hat die Aufſichtsbehörde von der 
ihr nach 8 45 Abſ. 5 zuſtehenden Befugniß Gebrauch zu machen. 


30. Beſchlüſſe der Generalverſammlung, welche Vorſchriften über Krankenmeldung, über 
das Verhalten der Kranken und über die Krankenaufſicht oder Beſtimmungen über Ordnungsſtrafen 
enthalten (5 26 à Ziffer 2 a), find nach Nr. 11 Abs. 2 bis 4 zu behandeln. 
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e. Zuweiſung von Gewerbszweigen oder Betriebsarten. 
88 18 a, 13 a. 


31. Die Zuweiſung von Gewerbszweigen oder Betriebsarten, für welche eine Orts⸗ 
Krankenkaſſe nicht beſteht, an eine beſtehende Orts⸗Krankenkaſſe erfolgt, wenn der Bezirk der Orts⸗ 
Krankenkaſſe auch nach der Zuweiſung nur den Bezirk einer einzigen Gemeinde umfaßt, durch 
Gemeindebeſchluß (5 18 a), bei Orts Krankenkaſſen für die Bezirke mehrerer Gemeinden durch 
Beſchluß des weiteren Kommunalverbandes (5 43 a), zu deſſen Bezirk die in Betracht kommenden 
Gemeinden gehören. 


Die Zuweiſung von Gewerbszweigen oder Betriebsarten an beſtehende Ortskrankenkaſſen 
ſoll nur dann erfolgen, wenn die Bildung einer eigenen Kaſſe für dieſe unter Berückſichtigung 
der Zahl der zu verſichernden Perſonen (88 16, 18) unthunlich iſt. Die Zuweiſung hat thunlichſt 
an eine für verwandte Betriebsarten oder Gewerbszweige beſtehende Orts⸗Krankenkaſſe erfolgen. 


32. Handelt es ſich um eine Orts⸗Krankenkaſſe für den Bezirk einer einzelnen Gemeinde, 
ſo hat die Gemeindebehörde vor der Beſchlußfaſſung den betheiligten Verſicherungspflichtigen von 
der beabſichtigten Zuweiſung durch einmalige ortsübliche Bekanntmachung mit dem Bemerken 
Kenntniß zu geben, daß von ihnen gegen die Zuweiſung binnen einer näher zu beſtimmenden 
Friſt Widerſpruch erhoben werden könne. Wird nach Ablauf dieſer Friſt die Zuweiſung beſchloſſen, 
ſo hat die Gemeindebehörde dem Kaſſenvorſtand, geeignetenfalls unter Ueberſendung der etwa ein⸗ 
gegangenen Aeußerungen von der Zuweisung mit der Aufforderung Mittheilung zu machen, binnen 
einer näher zu beſtimmenden Friſt die Aufnahme der in Betracht kommenden Gewerbszweige oder 
8 unter entſprechender Abänderung der Kaſſenſtatuten ($ 23 Abſ. 2, Ziffer 1), herbei⸗ 
zuführen. 


Gegen den Gemeindebeſchluß, durch welchen die Zuweiſung ausgeſprochen wird, ſteht der 
Kaſſe innerhalb vier Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides die Beſchwerde an den Regierungs⸗ 
Präſidenten zu (§ 18 a). 


33. Unterläßt die Vertretung der Kaſſe, aus Anlaß der endgültig angeordneten Auf⸗ 
nahme eine entſprechende Aenderung der Statuten zu beſchließen, ſo hat die Gemeindebehörde 
durch Vermittelung der Auſſichtsbehörde dem Regierungs⸗Präſidenten von der Sachlage Anzeige 
zu machen. 


Dieſer hat die Beſchlußfaſſung der Kaſſe anzuordnen und falls dieſer Anordnung binnen 
der geſetzten Friſt keine Folge gegeben wird, ſeinerſeits die erforderliche Abänderung des Kaſſen⸗ 
ſtatuts mit rechtsverbindlicher Wirkung und, ohne daß ein Rechtsmittel hiergegen ſtattfindet, zu 
vollziehen. Hierbei iſt ein Exemplar des Statuts mit den erforderlichen Abänderungen zu verſehen 
und mit dem Bemerken auszufertigen, daß das ſo abgeänderte Statut nach § 48 a an die Stelle 
des bisherigen Kaſſenſtatuts trete. Ausfertigung iſt der Aufſichtsbehörde zuzuſtellen, welche in dem 
für ihre amtlichen Bekanntmachungen beſtimmten Organe und nach Befinden auf andere, am Sitze 
der Kaſſe ortsübliche Weiſe die Veröffentlichung der abgeänderten Beſtimmungen veranlaßt. 


ar 


34. Handelt es ſich um eine Orts⸗Krankenkaſſe für den Bezirk mehrerer Gemeinden 
oder für den Bezirk eines weiteren Kommunalverbandes, ſo finden auf das Verfahren die Vor⸗ 
ſchriften der Ziffern 31—33 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 


a) Die Obliegenheiten der Gemeindebehörden verſieht das ausführende Organ des 
weiteren Kommunalverbandes oder nach deſſen Beſtimmung diejenige Stelle, welche 
gemäß 8 43 Abſ. 4 mit der Wahrnehmung der Obliegenheiten der Gemeindebehörden 
beauftragt worden iſt; 


b) die Aufforderung an die Verſicherungspflichtigen iſt durch öffentliche Bekanntmachungen 
zu erlaſſen; dabei kann denſelben anheim geſtellt werden, Vertreter zu wählen und 
dieſe zum Zwecke einer mündlichen Verhandlung derjenigen Stelle, welche die Ob⸗ 
liegenheiten der Gemeindebehörde wahrnimmt (vergl. lit. a.), namhaft zu machen; 


c) der Beſchluß über die Zuweiſung bedarf der Genehmigung des Regierungs⸗Präſi⸗ 
denten oder Ober⸗Präſidenten, demſelben ſind die Beſchlüſſe mit den für die Beur⸗ 
theilung des rechtsgültigen Zuſtandekommens erforderlichen Unterlagen einzureichen; 


d) gegen den von dem Regierungs⸗Präſidenten oder dem Ober⸗Präſidenten genehmigten 
Zuweiſungsbeſchluß ſteht der Kaſſe innerhalb vier Wochen nach der Zuſtellung die 
Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


f. Abänderung der Statuten. 


35. Beſchließt eine Orts⸗Krankenkaſſe Abänderungen des Kaſſenſtatuts, ſo iſt eine 
Zuſammenſtellung der abändernden Beſchlüſſe oder ein vollſtändig umgearbeitetes Statut in zwei 
templaren unter Beifügung der über die Beſchlußfaſſung aufgenommenen Verhandlung der 
Aufſichtsbehörde und von dieſer mit einer gutachtlichen Aeußerung dem Regierungs⸗Präſidenten 
vorzulegen. Das Verfahren richtet ſich nach Nr. 21 ff. 


Die der Genehmigung vorausgehende Prüfung hat ſich auch darauf zu erſtrecken, ob die 
Abänderungsbeſchlüſſe nach Maßgabe des Statuts gültig gefaßt ſind. 


36. Ergiebt ſich, daß einem Statut die Genehmigung hätte verſagt werden müſſen, weil 

daſſelbe gegen Vorſchriften des Geſetzes verſtößt oder mit den Beſtimmungen einer anderen älteren 

aſſe im Widerſpruch ſteht, fo hat der Regierungs⸗Präſident diejenigen Beſtimmungen, deren 

bänderung erforderlich iſt, zu bezeichnen und der Kaſſe für die Einreichung eines klbänderungs⸗ 
beſchluſſes eine Friſt zu beſtimmen. 


0 Gegen dieſen Beſcheid findet binnen 2 Wochen nach der Zuſtellung das Verwaltungs⸗ 
Knaben ftatt. Die zur Entſcheidung zuſtändige Inſtanz wird durch Königliche Verord⸗ 
ng beſtimmt. 


. Geht binnen der in dem endgültigen Beſcheide des Regierungs⸗Präſidenten geſtellten 
Friſt der Beſchluß, durch welchen das Statut entſprechend abgeändert wird, ein, ſo beſchließt 
er Bezirksausſchuß gemäß Nr. 22 und 23. Anderenfalls hat der Regierungs⸗Präſident die 
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Beſchlußfaſſung binnen einer weiteren Friſt anzuordnen und, wenn dieſer Anordnung rechtzeitig 
nicht nachgekommen wird, nach den Vorſchriften unter Ziffer 33 zu verfahren. 


37. Bei einer nach 8 33 Abſ. 1 bis 3 erforderlichen Abänderung hat der Regierungs⸗ 
Präſident unbeſchadet ſeiner aus § 33 Abſ. 4 ſich ergebenden Befugniſſe für die Einreichung 
des Abänderungsbeſchluſſes eine Friſt zu beſtimmen. Geht innerhalb dieſer Friſt ein Beſchluß 
über eine hinreichende Abänderung des Statuts ein, ſo iſt die Beſchlußfaſſung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes gemäß Nr. 34 herbeizuführen. Im anderen Falle verfügt der Regierungs⸗Präſident 
die Abänderung und Veröffentlichung des Statuts entſprechend den unter Nr. 33 getroffenen 
Beſtimmungen. 


Daſſelbe gilt, wenn und ſoweit die Feſtſetzung der den Maßſtab für die Unterſtützungen 
und Beiträge bildenden Durchſchnittslöhne der Kaſſenmitglieder hat abgeändert werden müſſen 
und hierdurch eine Abänderung der Beſtimmungen der Kaſſenſtatuten erforderlich geworden iſt. 


g. Auflöſung, Ausſcheidung, Schließung. 


38. Die Gemeindebehörde oder in den Fällen des § 43 die mit Wahrnehmung der 
Obliegenheiten der Gemeindebehörde betraute Behörde, welche die Auflöſung einer Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſe beantragt (88 16, 17), hat nachzuweiſen, daß die Generalverſammlung der Kaſſe der Auf⸗ 
löſung zugeſtimmt hat (§ 47 Abſ. 2). Der Antrag iſt mit einer gutachtlichen Aeußerung über 
die anderweite Verſicherung der verſicherungspflichtigen Kaſſenmitglieder ſowie über die Höhe 
und die Verwendung des Kaſſenvermögens durch Vermittelung der Aufſichtsbehörde dem Regie⸗ 
rungs⸗Präſidenten einzureichen, welcher über die Auflöſung die Beſchlußfaſſung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes herbeiführt. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, durch welchen die Auflöſung der Kaſſe 
abgelehnt wird, kann von der Gemeindebehörde oder der Generalverſammlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung angefochten werden. Die Zuſtändigkeit 
und der Inſtanzenzug werden durch Königliche Verordnung geregelt. 


39. Beantragt die Generalverſammlung eine für mehrere Gewerbszweige oder Betriebs⸗ 
arten innerhalb des Bezirks einer Gemeinde (SS 16, 17) errichteten gemeinſamen Orts⸗Kranken⸗ 
kaſſe deren Auflöſung ($ 48 Abſ. 1), fo hat der Vorſtand den Beſchluß der Generalverſammlung 
der Aufſichtsbehörde einzureichen. Dieſe erfordert über denſelben, ſowie über die anderweite 
Verſicherung der verſicherungspflichtigen Kaſſenmitglieder, über die Höhe und über die Verwen⸗ 
dung des Kaſſenvermögens die gutachtliche Aeußerung der Gemeindebehörde und giebt dann die 
Verhandlungen an den Regierungs⸗Präſidenten ab, welcher über die Auflöſung die Beſchluß⸗ 
faſſung des Bezirksausſchuſſes herbeiführt. Gegen den Beſcheid deſſelben, durch welchen die 
Auflöſung verſagt wird, ſteht dem Antragſteller innerhalb 4 Wochen nach der Zuſtellung die 
Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe offen. 


Anträge auf Auflöſung einer für mehrere Gemeinden oder für einen weiteren Kommu⸗ 
nalverband errichteten gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe ($ 43), welche von einer der betheiligten 
Gemeinden oder von der Generalverſammlung der Kaſſe geſtellt werden (§ 48 Abſ. 3) find der 
Aufſichtsbehörde einzureichen. Dieſe veranlaßt die Aeußerung der übrigen bei der Kaſſe bethei⸗ 
ligten Gemeinden oder der Vertretung des weiteren Kommunalverbandes, für deſſen Bezirk die 
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Kaſſe beſteht, ſowie die Aeußerung der Generalverſammlung der Kaſſe, ſoweit dieſelbe noch nicht 
gehört iſt; im Uebrigen wird nach Abſatz 1 verfahren. 


40. Dem Antrage der Generalverſammlung einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe auf 
Ausſcheidung eines Gewerbszweiges oder einer Betriebsart aus der Kaſſe (8 48 Abſatz 2) muß 
eine Ueberſicht über die Anzahl der auszuſcheidenden Perſonen und über die Art und Höhe der 
für die letzteren bereits erwachſenen Unterſtützungsanſprüche, ſowie der Nachweis beigefügt ſein, 
daß die Mehrzahl der den auszuſcheidenden Gewerbszweigen oder Betriebsarten angehörenden 
Kaſſenmitglieder zuftimmt. Im Uebrigen findet Nr. 39 Abſatz 1 Anwendung. 


Anträge der Generalverſammlung einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe für mehrere 
Gemeinden oder einen weiteren Kommunalverband, ſowie Anträge einer an ſolcher Kaſſe bethei⸗ 


ligten Gemeinde auf Ausſcheidung von Angehörigen einer Gemeinde oder mehrere Gemeinden 
aus der Kaffe (8 48 Abſatz 3) find nach Nr. 39 Abſatz 2 zu behandeln. 


41. Bei Anträgen auf Auflöfung oder Ausſcheidung wird zu erwägen fein, ob ver⸗ 
änderte Umſtände oder die durch die Erfahrung gewonnene richtigere Beurtheilung der Verhält⸗ 
niſſe die Auflöſung oder Ausſcheidung zweckmäßig erſcheinen laſſen. 


42. Kommt die Schließung einer Orts⸗Krankenkaſſe in Frage, ſo hat der Regierungs⸗ 
Präſident die Aufſichtsbehörde anzuweiſen, in einem Vorverfahren, in welchem die Generalver⸗ 
ſammlung der Kaſſe zu hören iſt, den Sachverhalt feſtzuſtellen und nach dem . dieſer 
Verhandlungen entweder dieſelben einzuſtellen oder beim Bezirksausſchuſſe den ntrag auf 
Schließung zu ſtellen. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, durch welchen die Schließung der 
Kaſſe ausgeſprochen wird, kann von der Generalverſammlung der Kaſſe binnen 2 Wochen nach 
der Zuſtellung im Verwaltungsſtreitverfahren angefochten werden. Die Zuſtändigkeit und der 
Inſtanzenzug werden durch Königliche Verordnung geregelt. 


43. Sobald die Auflöſung, Ausſcheidung oder Schließung endgültig feſtſteht, hat der 
Regierungs⸗Präſident den Zeitpunkt zu beſtimmen, mit welchem dieſe Maßregel eintreten ſoll und 
unter Beachtung der 88 4, 47, 48 über die anderweite Verwendung des Kaſſenvermögens und 
über die anderweite Verſicherung der verſicherungspflichtigen Perſonen Verfügung zu treffen. 
Gegen dieſe Verfügung fteht den Betheiligten binnen 4 Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde 
an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


Die Aufſichtsbehörde hat ſodann die betheiligten Kaſſenmitglieder und ohen def auf 


ortsübliche oder ſonſt geeignet erſcheinende Weiſe davon in Kenntniß zu ſetzen, wohin die erſteren 


von dem feſtgeſetzten Zeitpunkte ab überwieſen ſind. Die gleiche Benachrichtigung iſt derjenigen 
Gemeinde oder Orts⸗Krankenkaſſe zuzuftellen, welcher die verſicherungspflichtigen Mitglieder der 
aufgelöſten oder geſchloſſenen Kaſſe oder die ausgeſchiedenen Kaſſenmitglieder überwieſen worden ſind. 


Sofern in Folge der Ausſcheidung von Gemeinden, Gewerbszweigen oder Betriebsarten 
aus einer gemeinſamen Orts⸗Krankenkaſſe oder in Folge der Zuweiſung Verſicherter an eine 
andere Orts⸗Krankenkaſſe eine Statutenänderung gemäß § 23 Abſ. 2 Ziffer 1 erforderlich wird, 
ſo hat die Aufſichtsbehörde dem Vorſtande die Einreichung des die Statuten abändernden 


re 


Beſchluſſes binnen einer näher zu beſtimmenden Frift aufzugeben. Das weitere Verfahren 
richtet ſich nach Nr. 33. 


Die Abwickelung der Vermögensregulirung erfolgt durch den Vorſtand der aufgelöſten, 
geſchloſſenen oder verkleinerten Kaſſe unter Kontrole der Aufſichtsbehörde oder falls der Vorſtand 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung verweigert oder verzögert, durch die Aufſichtsbehörde. 


VI. Betriebs⸗ (Fabrik) Krankenkaſſen. 
a. Errichtung und Beaufſichtigung. 


44. Wird für den Betrieb eines Unternehmers, welcher fünfzig oder mehr der Ver⸗ 
ſicherungspflicht unterworfene Perſonen beſchäftigt, von der Gemeinde, in deren Bezirk die Be⸗ 
ſchäftigung ſtattfindet, oder von der Orts⸗Krankenkaſſe, welcher die beſchäftigten Perſonen ange⸗ 
hören, die Errichtung einer Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſe beantragt, jo hat der Regierungs⸗ 
Präſident eine Erörterung des Sachverhalts herbeizuführen und anzuordnen, in welcher Weiſe 
bei derſelben den Betheiligten oder deren Vertretern zur Aeußerung Gelegenheit zu geben iſt. 
Erſtreckt ſich der Betrieb des Unternehmers über den Bezirk mehrerer Gemeinden, ſo ſind dieſe 
ſämmtlich zu betheiligen. Die Aeußerung der Gemeinden hat ſich auch darauf zu erſtrecken, wie 
155 die Beiträge zu bemeſſen find, welche dem Unternehmer im Falle des 8 62 aufzuerlegen 
ein würden. 


Nach Abſchluß der Verhandlung entſcheidet der Regierungs⸗Präſident nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen unter Abwägung der Intereſſen ſämmtlicher Betheiligter über die Errichtung der Betriebs⸗ 
(Fabrik) Krankenkaſſe. Wird der Antrag abgelehnt, fo find die Antragſteller, ſowie die betheiligten 
Gemeinden hiervon in Kenntniß zu ſetzen. Der Beſcheid, durch welchen die Errichtung der Kaſſe 
angeordnet wird, iſt dem Unternehmer unter Hinweiſung auf die Vorſchriften des 8 62 gegen 
Zuſtellungsurkunde mit der Aufforderung mitzutheilen, binnen einer angemeſſenen, nach den 
Umſtänden feſtzuſetzenden Friſt zur Vermeidung der geſetzlichen Nachtheile ein den Beſtimmungen 
des Geſetzes entſprechendes Kaſſenſtatut zur Genehmigung einzureichen. Den betheiligten Gemeinden 
und Orts⸗Krankenkaſſen iſt von dieſem Beſcheide Kenntniß zu geben. 


Der Regierungs-Präſident beſtimmt, ohne an Anträge gebunden zu fein, darüber, ob 
für Betriebe mit beſonderer Krankheitsgefahr eine Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe zu errichten iſt. 
Wird die Errichtung derſelben angeordnet, ſo iſt nach dem vorigen Abſatz zu verfahren. 


Auf den Antrag des Unternehmers, welcher weniger als fünfzig verſicherungspflichtige 
Perſonen beſchäftigt, iſt die Errichtung einer Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe in der Regel zu 
geſtatten, ſobald die Vorausſetzung des § 61 Abſ. 2 dargethan iſt und von der Errichtung der 
Kaſſe Nachtheile nicht zu beſorgen ſind. 


45. Wird von dem Unternehmer, welchem die Errichtung einer Betriebs⸗ (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe aufgegeben iſt, binnen der ihm geſetzten Friſt ein beſtimmungsmäßig aufgeſtelltes 
Kaſſenſtatut nicht vorgelegt, jo ſetzt der Regierungs⸗Präſident unter Berückſichtigung der hierüber 
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abgegebenen Erklärungen der Gemeindebehörde feſt, welche Beiträge von dem Unternehmer nach 
Maßgabe des § 62 zu derjenigen Orts⸗Krankenkaſſe, der die in ſeinem Betriebe beſchäftigten 
verſicherungspflichtigen Perſonen angehören, oder bezüglich ſolcher Perſonen, die einer Orts⸗ 
Krankenkaſſe nicht angehören, zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung derjenigen Gemeinde, in deren 
Bezirk fie beſchäftigt find, geleiftet werden müſſen. Dieſe Feſtſetzung wird dem Unternehmer 
und der Aufſichtsbehörde ſowie — durch Einziehung der Beiträge — den betheiligten Ge⸗ 
meinden und Orts⸗Krankenkaſſen mitgetheilt. 


46. Ein Unternehmer, welcher eine Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſe errichtet, hat über 
den Entwurf eines Kaſſenſtatuts die Betheiligten oder die Vertreter derſelben zu hören. Sind 
hierzu Bekanntmachungen erforderlich, ſo genügt ein Anſchlag an einer von den Arbeitern häufig 
betretenen Stelle. Im Uebrigen finden die Beſtimmungen unter Nr. 20—30 und 35-37 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Unterlagen von dem Unternehmer oder ſeinem Beauf⸗ 
tragten durch Vermittelung derjenigen Behörde einzureichen ſind, welcher für den Fall der Er⸗ 
richtung die Aufficht über die Betriebs⸗ (Fabrik) Krankenkaſſe zuſtehen würde, daß die Ueber⸗ 
ſicht über die Verſicherungspflichtigen auf diejenigen Perſonen zu beſchränken iſt, welche in dem 
Betriebe beſchäftigt werden, und daß an dem Genehmigungsverfahren nicht die Gemeinde, 
ſondern der Unternehmer zu betheiligen iſt. 


47. Bei Vereinigung mehrerer Betriebs⸗ (Fabrik) Krankenkaſſen für Betriebe des⸗ 
ſelben Unternehmers zu einer Kaffe (8 67 0) finden die Vorſchriften unter 46 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an Stelle der in den Betrieben beſchäftigten Perſonen die Generalverſammlungen 
er zu vereinigenden Kaſſen zu hören, und bei Einreichung des Statuts die Beſchluͤſſe der 
Generalverſammlungen der betheiligten Kaſſen, in welchen der Vereinigung zugeſtimmt wird, 
vorzulegen ſind. 


48. Ob bei zeitweiliger Einftellung oder erheblicher Einſchränkung des Betriebes oder 
der Betriebe von der Befugniß des § 67 Gebrauch zu machen iſt, hat die Aufficht3behörde 
unter Berückſichtigung der muthmaßlichen Dauer dieſes Zuſtandes, des Intereſſes der Kaſſen⸗ 
mitglieder, der von dem Unternehmer gewährten Garantie und der ſonſtigen obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſe ſorgfältig zu prüfen. Uebernimmt dieſelbe die Verwaltung der Kaſſe, ſo iſt hiervon dem 
Regierungs⸗Präſidenten Anzeige zu machen. 


b. Ausſcheidung, Auflöſung und Schließung. 


49. Der Antrag eines Unternehmers auf Ausſcheidung eines Betriebes kaus einer 
gemeinſamen Betriebs (Fabrik-) Krankenkaſſe (8 67 a) iſt an die Aufſichtsbehörde zu richten. 
ein Antrage iſt eine Ueberſicht über die derzeitige Geſammtzahl der in dem ausſcheidenden 
etriebe beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen — und zwar nach Gemeindebezirken 
geordnet — wenn der auszuſcheidende Betrieb ſich über mehrere Gemeinden erſtreckt, beizufügen. 


Sofern für den auszuſcheidenden Betrieb nach den Grundſätzen der 88 60 ff. die 
Errichtung einer beſonderen Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe, oder die Ueberweiſung an eine für 
Betriebe deſſelben Betriebsunternehmers bereits beſtehende andere Betriebs⸗ (Fabrik-) Krankenkaſſe 
in Frage kommt, hat die Aufſichtsbehörde den Unternehmer des auszuſcheidenden Betriebes zu 
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einer Erklärung zu veranlaſſen. Iſt letztere erforderlich oder wird fie binnen der beſtimmten 
Friſt nicht abgegeben, ſo hat die Aufſichtsbehörde die Vorſtände der Gemeinden und der Orts⸗ 
Krankenkaſſen, welchen die ausſcheidenden Perſonen überwieſen werden können, zu einer Aeußerung 
innerhalb einer näher zu beſtimmenden Friſt aufzufordern. Nach Ablauf derſelben ſind die 
Verhandlungen mit einer gutachtlichen Aeußerung über den Zeitpunkt der Ausſcheidung und die 
Weiterverſicherung der auszuſcheidenden Perſonen an den Negierungs⸗Präſidenten abzugeben. 
Dieſer beſchließt über den Zeitpunkt des Ausſcheidens, ſowie über die Weiterverſicherung und 
veranlaßt die Abänderung des Statuts der bisher gemeinſamen Kaſſe, ſowie nach Lage der 
Verhältniſſe die Einreichung eines Statuts der für den ausgeſchiedenen Betrieb zu errichtenden 
neuen Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe (Nr. 44 ff.) oder die Abänderung der Statuten derjenigen 
Orts⸗Krankenkaſſen, welchen die betreffenden Perſonen fortan angehören ſollen (Nr. 33 ff.). 
Die Ausſcheidung darf nicht verweigert werden. 


Die Aufſichtsbehörde hat unmittelbar nach Eintritt des Zeitpunktes der Ausſcheidung: 


a) eine Nachweiſung über die Geſammtzahl der am Tage des Ausſcheidens vorhandenen 
Mitglieder der bisher gemeinſamen Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe und über die 
Zahl der ausſcheidenden Kaſſenmitglieder, 


b) eine Ueberſicht über die Höhe des Kaſſenvermögens und der etwa vorhandenen 
Schulden der Kaſſe am Tage des Ausſcheidens, 


c) eine Ueberſicht über die Art und Höhe der bis zum Tage des Ausſcheidens bereits 
entſtandenen Unterſtützungsanſprüche — ſoweit die Unterſtützungsanſprüche noch nicht 
feſtgeſtelt ſind, iſt ein angemeſſener Betrag für dieſe anzugeben — 


mit einer gutachtlichen Aeußerung über die Theilung des Vermögens dem Regierungs-Präſidenten 
einzureichen. Dieſer entſcheidet über die Theilung und Erſtattung eines etwaigen Fehlbetrages 
(8 67 a Abſ. 2 Ziffer 2). Gegen den Beſcheid ſteht den betheiligten Unternehmern, dem Vorſtande 
der bisher gemeinſamen Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe und derjenigen Kaſſe oder Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung, welcher die ausſcheidenden Mitglieder zugewieſen ſind, binnen zwei Wochen 
nach der Zuſtellung die Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


Für die Ausführung der endgültig feſtgeſtellten Theilung hat die Aufſichtsbehörde der 
bisher gemeinſamen Kaſſe auf Anrufen eines Betheiligten die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
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50. Ein Unternehmer, welcher die Auflöſung der für ſeine Betriebe errichteten Betriebs⸗ 
(Fabrik) Krankenkaſſe herbeiführen will, hat der Aufſichtsbehörde die Zuſtimmung der General⸗ 
verſammlung der Kaſſe nachzuweiſen und eine Ueberſicht über die Zahl der Kaſſenmitglieder, 
welche für den Fall, daß der Betrieb ſich über die Bezirke mehrerer Gemeinden erſtreckt, nach 
dieſen aufzuſtellen iſt, ſowie eine Ueberſicht über die noch nicht erledigten Unterſtützungsanſprüche 
und die vorhandenen Deckungsmittel einzureichen. 


Die Aufſichtsbehörde fordert die Vorſtände derjenigen Gemeinden und Orts⸗Krankenkaſſen, 
welche im Fall der Auflöfung die bisherigen Mitglieder der Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſe 
zuzuweiſen ſein würden, zu einer Aeußerung über den Antrag auf und reicht nach Ablauf der 
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für dieſelbe geſtellten Friſt die Verhandlungen mit einer gutachtlichen Aeußerung, in welcher ſie 
ſich über den Zeitpunkt der Auflöſung, über die Weiterverſicherung der verſicherungspflichtigen 
Perſonen und über die Verwendung des Kaſſenvermögens auszuſprechen hat, an den Regierungs⸗ 
Präſidenten ein. 


Kommt die Schließung einer Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe in Frage, jo hat die 
Aufſichtsbehörde unter Anhörung des Unternehmers ſowie der Generalverſammlung der Kaffe 
den Sachverhalt feſtzuſtellen. Soll die Schließung wegen ordnungswidriger Kaſſen- und 
Rechnungsführung erfolgen, ſo iſt gleichzeitig die Höhe desjenigen Betrages zu erörtern, welcher 
nach Maßgabe der 8$ 62, 68 Abſatz 2 von dem Unternehmer geleiſtet werden ſoll. 


51. Der Regierungs⸗Präſident beſchließt über die Auflöſung oder Schließung der Kaffe. 
Der Beſcheid, welcher die Auflöſung oder Schließung ausſpricht, muß enthalten: 


a) die Beſtimmung des Tages, mit welchem die Maßregel in Kraft tritt, 


b) die Beſtimmung, daß an dieſem Tage zur Deckung der bereits entſtandenen Unter: 
ſtützungsanſprüche ein von der Aufſichtsbehörde feſtzuſetzender Betrag aus dem nach 
Abzug der Schulden verbleibenden Kaſſenvermögen, und ſoweit daſſelbe nicht ausreicht, 
von dem Unternehmer aus eigenen Mitteln an die Aufſichtsbehörde oder nach 
deren Anweiſung abzuliefern ſei, 


e) Beſtimmungen über den Reſt des Kaſſenvermögens und die Weiterverſicherung der 
verſicherungspflichtigen Kaſſenmitglieder, 


d) die Beſtimmung über die Höhe der nach § 68 Abſ. 2 zu leiſtenden Beiträge falls 
ſolche auferlegt werden ſollen. 


Der Beſcheid iſt dem Unternehmer, ſowie der Kaffe in Ausfertigung zuzuſtellen und 
der Aufſichtsbehörde abſchriftlich mitzutheilen. Binnen zwei Wochen iſt die Beſchwerde an den 
Miniſter für Handel und Gewerbe zuläſſig. 


5 52. Sobald die Auflöſung oder Schließung endgültig feſtſteht, hat die Aufſichtsbehörde 
die betheiligten Kaſſenmitglieder und Arbeitgeber auf ortsübliche Weiſe davon in Kenntniß zu 
ſetzen, wohin die erſteren von dem feſtgeſetzten Zeitpunkte ab überwieſen find. Gleichzeitig find 

ie Orts⸗Krankenkaſſen oder die Gemeinden, welchen die Weiterverſicherung der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen zufällt, von dem Tage, an welchem dieſer Wechſel eintritt und eventuell 
von der auf Grund des § 68 Abſ. 2 getroffenen Anordnung über Beiträge des Unternehmers 
in Kenntniß zu ſetzen. Sofern die Zuweiſung an eine Orts⸗Krankenkaſſe erfolgt und eine 
Statutenänderung gemäß § 23 Abſ. 2 Ziffer 1 erforderlich wird, iſt nach Nr. 43 Abſ. 3 zu 
verfahren. Den Betrag derjenigen Summe, welche am Tage der Auflöſung oder Schließung 
abzuliefern iſt, hat die Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Unternehmers und des Kaſſenvor⸗ 
ſtandes rechtzeitig feſtzuſetzen. Für die zur Zeit der Auflöſung oder Schließung etwa ſchon ent⸗ 
tandenen, aber noch nicht feſtgeſtellten Unterſtützungsanſprüche iſt den ihrer Höhe nach bekannten 
Anſprüchen ein angemeſſener Betrag hinzuzuſetzen. Soweit der Betrag am Zahlungstage nicht 
eingeht, iſt er ungeſäumt nach 88 55, 65 von dem Unternehmer beizutreiben. E 
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Die Aufſichtsbehörde bewirkt demnächſt die Befriedigung der Unterſtützungsberechtigten. 
Ueber die hierbei etwa erübrigten Beträge wird, ſoweit ſie nicht in Ermangelung ausreichenden 
Kaſſenvermögens von dem Unternehmer hergegeben worden find, nach Maßgabe der in dem 
Beſcheid (Nr. 51) über die Verwendung des Kaſſenvermögens getroffenen Beſtimmung verfügt; 
der Reſt wird dem Unternehmer zurückerſtattet; Ausfälle werden von ihm beigetrieben. 


VII. Bau⸗ und Innungs⸗Krankenkaſſen. 


53. Die Vorſtände der Gemeinden ſowie die Gutsherren in ſelbſtſtändigen Gutsbezirken 
und die Gemarkungsberechtigten in ſelbſtſtändigen Gemarkungen haben von vorübergehenden 
Baubetrieben, welche in ihrem Bezirk unternommen werden und welche vorausſichtlich fünfzig 
oder mehr verſicherungspflichtige Perſonen dauernd beſchäftigen werden, dem Regierungs⸗ 
Präſidenten Anzeige zu machen. 


Darüber, ob bei derartigen Baubetrieben die Errichtung einer Bau⸗Krankenkaſſe anzu: 
ordnen und etwaigen Anträgen der Bauherren wegen Uebertragung ihrer Verpflichtungen auf 
Bauunternehmer zu entſprechen iſt, hat der Regierungs⸗Präſident nach pflichtmäßigem Ermeſſen 
zu befinden. Die Verfügung, durch welche die Errichtung der Kaſſe angeordnet wird, muß für 
die Einreichung eines dem Geſetze entſprechenden Kaſſenſtatuts eine Friſt beſtimmen. Im Uebrigen 
finden unter Berückſichtigung des § 72 Abſ. 3 die Beſtimmungen der Nr. 44 ff. Anwendung. 


Die bisherigen Beſtimmungen über die Errichtung, Auflöſung und Beaufſichtigung von 
Innungs⸗Krankenkaſſen, ſowie über die Genehmigung ihrer Statuten bleiben unberührt. Mit 
dieſer Maßgabe finden im Uebrigen die für die Orts⸗Krankenkaſſen gegebenen Beſtimmungen 
(Nr. 15 ff.) entſprechende Anwendung. 


VIII. Kaſſenverbände. 


54. Wollen ſich Gemeinde Krankenverſicherungen, Orts⸗, Betriebs⸗ (Fabrik-), Bau⸗ und 
Innungs⸗Krankenkaſſen nach Maßgabe des § 46 zu einem Kaſſerverbande vereinigen, ſo ſind die 
bezüglichen übereinſtimmenden Beſchlüſſe der betheiligten Kommunalverbände oder Generalver⸗ 
ſammlungen nebſt den die Prüfung ermöglichenden Unterlagen und einem Statutenentwurf durch 
Vermittelung der Aufſichtsbehörde dem Negierungs⸗Präſidenten zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Genehmigung kann nach Ermeſſen verſagt werden. 


Die Aufſichtsbehörde über den Kaſſenverband beftellt der Regierungs⸗Präſident. Die 
Aufſicht hat ſich darauf zu beſchränken, daß die Beſtimmungen des Verbandsſtatuts befolgt und 
Beiträge richtig vertheilt und eingezogen werden. 
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Die Auflöſung des Kaſſenverbandes iſt von der Aufſichtsbehörde dem Regierungs⸗ 
Präſidenten anzuzeigen. 


IX. Gemeinſame Meldeſtelle. 


55. Die Errichtung einer gemeinſamen Meldeſtelle ($ 49 Ab. 5) iſt in denjenigen 
Gemeinden, für welche die Anordnung in Kraft tritt, auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen 
und durch dasjenige Organ, welches für die amtlichen Bekanntmachungen der die Meldeſtelle 
errichtenden Behörde dient, zu veröffentlichen. 


56. Der gemeinſamen Meldeſtelle iſt ein Verzeichniß der in ihrem Bezirk beſtehenden 
Orts⸗Krankenkaſſen und derjenigen Gemeinden, für welche Gemeinde -Krankenverſicherungen beſtehen, 
zuzuſtellen. Die gemeinſame Meldeſtelle prüft, ob dasjenige Mitglied, deſſen Austritt aus der 
Beſchäftigung (8 49) oder aus einer Hülfskaſſe ohne Beitrittszwang ($ 49 a) angemeldet wird, 
nach den Vorſchriften des Geſetzes und der für ihren Bezirk gemäß § 2 ergangenen ſtatutariſchen 
Beſtimmungen verſicherungspflichtig iſt. Sofern dieſes nicht der Fall iſt, wird auf die Anzeige 
nichts weiter veranlaßt. Iſt das ausgetretene Mitglied aber verſicherungspflichtig, ſo giebt die 
gemeinſame Meldeſtelle ungeſäumt derjenigen Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau: oder Innungs⸗ 
Krankenkaſſe, welcher der Ausgeſchiedene als Mitglied anzugehören oder derjenigen Gemeinde, zu 
deren Gemeinde⸗Krankenverſicherung derſelbe beizutragen haben würde, von der Anzeige Kenntniß. 
Die betreffende Kaſſe oder die Gemeinde kontrolirt auf Grund dieſer Anzeige die weitere Ver⸗ 
ſicherung. Erfolgt die Anzeige von dem Uebertreten eines Mitgliedes einer Hülfskaſſe ohne Bei⸗ 
trittszwang (8 74) in eine niedrige Mitgliederklaſſe, ſo hat die Meldeſtelle zu prüfen, ob das 
Mitglied verſicherungspflichtig iſt und ob, wenn dies der Fall iſt, die dem Mitgliede in dieſer 
Klaſſe zuſtehenden Unterſtützungsſätze den auf Grund der 88 6 und 7 von der Gemeinde, in 
welcher derſelbe beſchäftigt iſt, zu gewährenden Leiſtungen gleichkommen. Trifft letzteres nicht 
zu, jo iſt der Orts⸗Krankenkaſſe oder Gemeinde⸗Krankenverſicherung von der Anzeige Kenntniß 
zu geben, um wegen der Verſicherung das Weitere zu veranlaſſen. Andernfalls hat es bei der 
Anzeige ſein Bewenden. 


Gehen die Anzeigen bei der Aufſichtbehörde ein, ſo giebt dieſe die Anzeigen, falls eine 


gemeinſame Meldeſtelle errichtet iſt, an letztere ab. Andernfalls verfährt die Aufſichtsbehörde ebenſo, 


wie für die gemeinſame Meldeſtelle vorgeſchrieben worden iſt. ki 


57. Wenn eine gemeinſame Meldeſtelle mit der in einem Kaſſenverbande eingerichteten 
gemeinſamen Rechnungs⸗ und Kaſſenführung vereinigt wird, ſo ſind von den bei der gemeinſamen 
Meldeſtelle eingehenden Anzeigen nur diejenigen weiterzugeben, bei denen die Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung oder ſolche Orts-, Betriebs⸗ (Fabrik), Bau: Innungs⸗Krankenkaſſen betheiligt find, 
welche dem Kaſſenverbande nicht angehören. Im Uebrigen fällt die Kontrole der Weiterver⸗ 
icherung der gemeinſamen Meldeſtelle zu. 
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58. Die im $ 81 wegen unterlaſſener An⸗ und Abmeldung angedrohten Strafen können 
gemäß § 1 des Geſetzes vom 23. April 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 65) durch die Ortspolizei⸗ 
behörde feſtgeſetzt werden. Die Strafgelder find nach Vorſchrift des §8 82 c. abzuführen. 


X. Hülfskaſſen ohne Beitrittszwang. (§ 75). 


59. Anträge von Hülfskaſſen, welche ihren Sitz innerhalb des Preußiſchen Staats⸗ 
gebietes haben, auf Ertheilung der im § 75 a bezeichneten Beſcheinigung ſind nebſt zwei Exemplaren 
der Kaſſenſtatuten an die Aufſichtsbehörde zu richten und von dieſer nach vorgängiger Prüfung 
mit einer gutachtlichen Aeußerung dem Miniſter für Handel und Gewerbe einzureichen. Die 
Prüfung hat ſich insbeſondere darauf zu erſtrecken, ob für verſicherungspflichtige Mitglieder in 
allen Mitgliederklaſſen, 


1. die Krankenunterſtützung mindeſtens bis zum Ablauf der dreizehnten Woche nach 
Beginn der Krankheit, im Falle der Erwerbsunfähigkeit mit der nach § 6 Abſ. 2 
ſich ergebenden Maßgabe mindeſtens bis zum Ablauf der dreizehnten Woche nach 
Beginn des Krankengeldbezuges gewährt wird, 


2. eine Karenzzeit für neue eintretende Mitglieder nicht vorgeſehen iſt, 


3. neben dem Krankengeld, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 875 Abſ. 3, die im 86 
Abſ. 1 Ziffer 1 aufgeführten Leiſtungen gewährt werden. 


Falls die Kaffe ſich das Recht vorbehält, ſtatt ſonſtiger Unterſtützungen freie Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe zu gewähren, ſo iſt auch zu prüfen, ab dabei die Vorſchriften 
des § 7 beachtet werden. 


Die Ertheilung der Beſcheinigung iſt im Regiſter der eingeſchriebenen Hülfskaſſen (Spalte 5) 
zu vermerken. 


Für die Entſcheidung der Frage, ob ein Mitglied einer Hülfskaſſe von der Verpflichtung 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder einer organiſirten Kaſſe beizutreten befreit iſt, iſt die Be⸗ 
ſcheinigung, ſoweit ihr Inhalt reicht, unbedingt maßgebend. Dagegen verbleibt den Verwaltungen 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung, den Vorſtänden der einzelnen Kaſſen, ſowie den zur Entſchei⸗ 
dung von Streitigkeiten berufenen Behörden die Pflicht zur Prüfung, ob das Krankengeld die 
Hälfte des ortsüblichen Lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter am Beſchaftigungsorte des Mitgliedes 
erreicht. 
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XI. Entſcheidung von Streitigkeiten. 


60. Den auf Grund des § 58 Abſ. 1 zu ertheilenden Beſcheiden iſt die Belehrung 
über das zuläſſige Rechtsmittel am Schluſſe hinzuzufügen. 


Iſt bei Entſcheidung von Streitigkeiten (§ 58) die Aufſichtsbehörde als Vertreterin einer 
Partei betheiligt, jo darf, wenn die Aufſichtsbehörde ein Collegium bildet, der nach Nr. 4 ernannte 
Kommiſſar bei der Entſcheidung nicht mitwirken. Andernfalls beſtimmt die Kommunalaufſichts⸗ 
behörde, welcher anderen Behörde die Entſcheidung der Streitigkeit obliegen ſoll. 


Berlin den 10. Juli 1892. 


Der Miniſter des Innern. 
Herrfurth. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Freiherr von Berlepsch. 
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